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Leif Simonsen

Das Bringen und Holen der Kin-
der gehört zumAlltag berufstäti-
ger Eltern. Sofern sich der Radi-
us nicht übers Quartier hinaus
erstreckt, ist das machbar. Das
Problem beginnt in den Schul-
ferien.Wenn etwa die Grosseltern
nicht auf die Kinder aufpassen
können (oder wollen), muss bis-
weilen eine logistischeHerkules-
aufgabe bewältigtwerden.Basel-
Stadt sieht zwar vor, dass Kinder
in den Ferien fremdbetreut wer-
den können. Entweder in soge-
nannten Tagesferien oder in den
Tagesstrukturen an den Schulen.

Nur: DieTagesstrukturenwer-
den lediglich an drei Standorten
angeboten, an denPrimarschulen
Bläsi, Isaak Iselin undBruderholz.

Kein Ferienfeeling
Die Schilderungen einer Mutter
dürften stellvertretend sein für so
manche Basler Eltern. «Unsere
Kindermüssen bereits im Januar
wissen, ob sie in den Sommer-
ferien zum Goldschürfen auf
den Robi-Spielplatz wollen oder
nicht», sagt sie. «Wir müssen sie
anmelden und hoffen, dass sie
dann auch einigermassen begeis-
tert hingehenundwirnicht schon
am ersten Nachmittag einen An-
ruf erhalten.Besser geht es,wenn
Freunde dasselbe Angebot bu-
chen. Das wiederum muss so
schnell organisiert und abgeklärt
werden, dass die Plätze nicht
schon wieder weg sind. Meist ist
der zweite Morgen in den Ferien
dann geladenvonEmotionen,mit
Kindern, die sich sträuben, und
genervten Eltern, die jetzt drin-
gend zur Arbeit müssten.»

Für SP-GrossrätinMelanie Nuss-
baumer ist deshalb klar: Die Kin-
derbetreuung in den Schulferien
muss in Basel-Stadt besser wer-
den. Sie will sich im Parlament
für einenAusbau einsetzen. In der
schriftlichenAnfrage, die sie heu-
te einreichenwill, beklagt sie ein
Ferienbetreuungssystem an den
Schulen, das «viel organisatori-
sches Geschick» erfordere – und
ausserdem nicht attraktiv sei.

Nussbaumerbringt ihre Zwei-
fel zum Ausdruck, dass die Kin-

der in den schulischen Tages-
strukturenwirklich ein Ferienfee-
ling hätten. «Werden attraktive
Ferien gesetzt und Ausflüge ge-
macht, sodass es sich nach Ferien
anfühlt?», fragt sie beispielswei-
se.Nussbaumers Fraktionskolle-
gin Barbara Heer plant zudem
einen Vorstoss, in dem sie die
konkrete Forderung aufstellt, an
jedem einzelnen Standort für
Tagesstrukturen auch ein Ferien-
betreuungssystem einzuführen.
AlleTagesstrukturen sollten aus-

serdem Ferienangebote haben,
welche an einzelnenTagen buch-
bar sind. «Nur diese Lösung ga-
rantiert verlässlicheVereinbarkeit
für alle Familien, zumutbare
Wege und eine gewisseVertraut-
heit mit Orten und Personen»,
heisst es imEntwurf desAnzugs.

Noch 144 freie Plätze
Die Basler Regierung hat sich
bisher auf den Standpunkt ge-
stellt, dass sich die Nachfrage
nach der Ferienbetreuung in den

Tagesstrukturen in Grenzen hal-
te. «Kinder, die während der
Schulzeit die Tagesstrukturen
mit einer Ferienbetreuung besu-
chen, nutzen die Betreuungwäh-
rend der Schulferien kaum»,
schrieb sie in der Antwort auf
eine Interpellation von Barbara
Heer. Dies ganz imGegensatz zu
denTagesferien, die sich grosser
Beliebtheit erfreuten.

Das bestätigen auch die aktu-
ellen Zahlen. Das Erziehungs-
departement (ED) schreibt auf

Anfrage, dass imHinblick auf die
Sommerferien bei den teilweise
externen Tagesferienanbietern
noch insgesamt 144 Plätze frei
seien. Diese sind allerdings auf
sechs Wochen verteilt. Aktuell
sind gemässTagesferienverzeich-
nis des EDbereits 31Tagesferien-
angebote ausgebucht, in dervier-
ten Sommerferienwoche gibts
nur noch bei sieben der knapp
hundert Angebote freie Plätze.

Bei der Ferienbetreuung an
den Schulstandorten habe es
noch in allenWochen Plätze frei.
«Da dort tageweise Buchungen
möglich sind, sind einzelne we-
nige Tage bereits ausgebucht»,
sagt ED-Sprecherin Charlotte
Staehelin.

Volkswirtschaftlich sinnvoll
Trotz – oder gerade deshalb ist
Nussbaumer nicht zufrieden.
«Sie sagen, das Angebot habe
keine Nachfrage.Aber dasAnge-
bot ist so schlecht, dass es kein
Wunder ist, dass es keine Nach-
frage gibt.»

Der Ausbau der schulischen
Tagesstrukturen auf alle Schul-
standorte sei finanziell zu stem-
men, glaubt Nussbaumer. Auch
entspricht er einem breit abge-
stütztenWunsch in der Bevölke-
rung. «Viele Familien würden ja
dann nicht mehr ganzeWochen
externe Betreuung benötigen,
sondern nur einzelneTage», sagt
sie. «Das heisst, der ganze exter-
ne Betreuungsaufwand wäre
wahrscheinlich kleiner.» Zudem
sei es volkswirtschaftlich und
gerade in Zeiten des Fachkräfte-
mangels sinnvoll, gute Betreu-
ungsangebote auch in den Ferien
zu haben.

Wenn die Kinder Ferien haben,
beginnt der Stress der Eltern
Angebote sind früh ausgebucht Für die SP Basel-Stadt ist die Betreuungssituation während der Schulferien ungenügend.
Sie will, dass die Kinder an allen Schulstandorten in den Ferien betreut werden können.

Die Tagesferien des Vereins Robi Spiel Aktionen sind bei den Kindern beliebt. Foto: Anna Furrer

Referenzzinssatz Mit einer Reihe
von Vorstössen reagiert die LDP
Basel-Stadt auf die jüngste Be-
kanntgabe der Erhöhung des
hypothekarischen Referenzzins-
satzes für Mietverhältnisse per
1. Juni 2023.

Dass sich die bürgerliche Par-
tei nun mit einem Thema be-
schäftigt, das ursprünglich eher
im linken Lager für Kritik sorgt,
ordnet LDP-Grossrat André Au-
derset aufAnfrage dieser Zeitung
wie folgt ein: «Im Gegensatz zu
den linken Parteien setzen wir
uns nicht für den übertriebenen
Mieterschutz ein», sagt er. «Uns
geht es vielmehr darum, dass
Investoren vernünftige Gewinne
erzielen können und damit ein
Anreiz besteht, ein ausreichen-
des Angebot an Wohnraum in
Basel-Stadt zu schaffen.»

Bearbeitung dauert zu lange
Ganz neu sind die Forderungen
nicht. Insbesondere das Thema
derUmnutzungvon Büroflächen
in Wohnungen wird seit gerau-
mer Zeit schweizweit diskutiert
und ist in der Umsetzung nicht
einfach.

Ein weiterer Dorn im Auge ist
der LDPdie Dauer des Baubewil-
ligungsverfahrens imKanton: «Es
kann nicht sein, dass Bauvorha-

ben in Basel-Stadt bis zu zwei
Jahre geprüftwerden,während in
Baselland schon innerhalb eines
halben Jahres eine Bewilligung
erteilt wird», moniert Auderset.

«Je nachKanton unterscheidet
sich auch die gesetzlich vorge-
schriebeneBehandlungsdauer für
Baubegehren», sagt Daniel Hofer,
Co-Leiter Kommunikation vom
Bau- und Verkehrsamt des Kan-
tons Basel-Stadt, dazu aufAnfra-
ge. «Gemäss Gesetz müssen wir
über gewöhnliche Baubegehren
in der Regel innerhalb von drei
Monaten ab Vollständigkeit des
Baubegehrens entscheiden. Bei
komplizierten Bauvorhaben, ins-
besondere solchemit Umweltver-
träglichkeitsprüfung, haben wir
zumEntscheid in derRegel bis zu
ein Jahr ab Einreichung des Bau-
begehrens. Solche Baugesuche
müssen von bis zu zwanzig kan-
tonalen Fachstellen bearbeitet
werden, bevor ein Entscheid ge-
fällt werden kann. Zurzeit schaf-
fenwir diese gesetzlichen Fristen
bei 72 Prozent der Gesuche.»

Doch es gab in derVergangen-
heit auch personelle Engpässe.
Hofer ist dennoch zuversichtlich,
dass sich die Situation dem-
nächst verbessert.

Dorothea Gängel

LDP Basel-Stadt fordert Ausgleich
zu steigendenMieten

In der Schweiz sind im vergan-
genen Jahr 134 Fälle vonAttacken
auf LGBTIQ-Personen gemeldet
worden, wie die Organisation
Pink Cross Mitte Mai berichtete.
So vielewie nie zuvor.Trotz die-
ser Entwicklung hält der Kanton
Baselland es weiterhin nicht für
nötig, eine eigene Anlaufstelle
für queere Menschen zu grün-
den. Toni Lauber, zuständiger
Regierungsrat, möchte «vorder-
hand ohne zusätzliche Ressour-
cen auskommen», wie einem
Bericht der Finanzkommission
(Fiko) zu entnehmen ist.

Wobei die Baselbieter Fach-
stelle zur Gleichstellung von
Frauen und Männern sich neu
auch um Anliegen von Lesben,
Schwulen,Bisexuellen,Transgen-
derund Intersexuellen kümmern
soll. NachAnsicht externer Fach-
stellen, die die Fiko befragt hat,
sei der Handlungsbedarf in Ba-
selland insbesondere in den Be-
reichen Bildung,Gesundheit und
Diskriminierungsschutz gross.

Der Auftrag der bestehenden
Fachstelle werde deswegen ent-
sprechend erweitert – Fragen der
Geschlechtsidentität seien nun
als Querschnittsthemen zu ver-

stehen , heisst es im Bericht, der
auf einenVorstoss von SP-Land-
rätinMiriam Locher zurückgeht,
den das Parlament imDezember
2021 überwiesen hat.

«Erster Schritt ist getan»
Die Sozialdemokratin forderte
vom Regierungsrat, den Auftrag
der Fachstelle für Gleichstellung
um die sexuelle Orientierung zu
ergänzen und die dafür nötigen
Stellenprozente für die entspre-

chende Fachstelle für LGBTQIA+
bereitzustellen.Weil der Kanton
diesem Anliegen nun nicht voll-
ständig nachkommt, spricht Lo-
cher «ehervon einemTeilerfolg».

Sie freue sich zwar, dass die
Thematik «in einem bürgerlich
geprägten Kanton und einer eher
konservativ konstituierten Fi-
nanzkommission» auf Anklang
stösst. Siewerde jedoch dranblei-
ben müssen. «Jetzt sind die Sin-
ne geschärft, der erste Schritt ist

getan.Das reicht abernicht aus.»
Zürich, Bern und Genf haben die
Aufträge ihrerFachstellen derweil
schon um queere Personen er-
weitert, so wie es nun das Basel-
biet tunwill.Noch intensiver setzt
sich indes Basel mit der Thema-
tik auseinander.Der Stadtkanton
möchte ein neues Gleichstel-
lungsgesetz einführen, das nicht
mehr explizit Frauen schützen
soll, sondern alle Geschlechter so-
wie die sexuelle Orientierung. Im
Zuge dessen möchte die Regie-
rung dieAbteilungGleichstellung
um eine 50-Prozent-Stelle zu-
gunsten der LGBTIQ-Interessen
erweitern, was im Jahr 83’000
Franken kosten würde.

Von solchen Überlegungen
sieht das Baselbiet vorerst ab. Im
Fiko-Bericht heisst es zwar, dass
«entsprechende Ressourcen so-
wie Finanzhilfen für spezialisier-
te, bestehende LGBTIQ-Organi-
sationen und Projekte geprüft
werden». Da die Fachstelle aber
bereits über 2,2 Vollzeitäquiva-
lente verfüge, so Lauber, werde
man erst reagieren, wenn weite-
rer Handlungsbedarf bestehe.

Benjamin Wirth

Keine Anlaufstelle für queere Menschen im Baselbiet
Diskriminierungsschutz Die Regierungmöchte bei LGBTIQ-Anliegen «vorderhand ohne
zusätzliche Ressourcen auskommen». Dennoch spricht die SP von einem Teilerfolg.

Queere Anliegen sollen stärker aufgenommen werden. Symbolfoto: Keystone
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Alexander Müller und
Andrea Schuhmacher

Eine Terminkollision verkürzt in
diesem Jahr die Basler Herbst-
messe – zumindest jenenTeil, der
in der Messehalle 1 stattfinden
soll. Statt 16 Tage dauert die Hal-
lenmesse dort nun nur noch 9
Tage. Sie endet somit am zweiten
Messesonntag, dem5.November.
Noch in derNacht verlassen dann
die Schausteller die Halle 1.

Der Grund für die verkürzte
Hallenmesse ist eineTerminkol-
lision mit der Gastromesse Ige-
ho. Diese beginnt zwar erst am
18.November, derAufbau unddie
Vorbereitungen nehmen jedoch
zwei Wochen in Beschlag. Weil
für die Anlieferung die Isteiner-
strasse befahrbar seinmüsse, sei-
en auch entlang dieserStrasse die
Stände zwischenMesseplatz und
dem Halleneingang betroffen,
teilte das Präsidialdepartement

gestern mit. Den Schaustellern
würden entsprechend prozentu-
al tiefere Standplatzgebühren in
Rechnung gestellt.

Halle 3 wird für BVB
gebraucht
Die Terminkollision ist eine Fol-
ge desVerkaufs derMessehalle 3
an den Kanton Basel-Stadt. Dort
fand bis dahin die Hallenherbst-
messe statt. Der Kanton über-
nahm im Januar 2020 die Halle
3 undwill sie mittelfristig durch
Wohnungen ersetzen. Zwischen-
zeitlich soll sie jedoch als provi-
sorisches Busdepot für die BVB
dienen.

Das sorgte damals für rote
Köpfe,weil der Kanton die Halle
der Messe für 100’000 Franken
zurMiete überliess und diese ih-
rerseits die Halle den BVB für
150’000 Franken weitervermie-
tete – und eineNutzungsausfall-
entschädigung in der Höhe von

900’000 Franken addierte, weil
die MCH Group die Halle nicht
selbst nutzen oderweitervermie-
ten kann. Später einigteman sich
auf eineMiete von 727’480 Fran-
ken pro Jahr.

Dass die Terminkollision mit
der Herbstmesse nicht früher
zum Tragen kam, liegt vor allem
an der Corona-Pandemie. 2021
fand deswegen keineHerbstmes-
se statt.Da die Igehonuralle zwei
Jahre stattfindet, ist 2023 nundas
erste mit der Terminkollision.

Termine sind auf Jahre
hinaus fixiert
Sowohl die MCH Group als auch
der Kanton sagen auf Anfrage,
dass man die Schausteller ge-
fragt habe, ob sie künftig nur alle
zwei Jahre, dafür in gewohnter
Länge in die Halle 1wollten oder
ob sie mit einer verkürzten Hal-
lenmesse vorliebnähmen. Die
Schausteller hätten die verkürz-

teVariante klar bevorzugt, heisst
es seitens des Kantons und der
MCH Group.

Emanuel Kuhn, Sprecher der
MCH Group, betont, dass man
alle möglichen Alternativen ge-
prüft habe. In der Rundhofhalle
sei es wegen der vielen Säulen
und der zu geringenHallenhöhe
nicht möglich, die Fahrgeschäf-
te unterzubringen. «Auch bei den
benötigten Ab- und Aufbauzei-
ten gab es keinen Spielraum.»
Dort habe man bereits «sport-
lich» geplant.

Eine Verschiebung der Igeho
sei zudem nicht infrage gekom-
men. «Die Termine sind für alle
Beteiligten auf Jahre hinaus fi-
xiert», sagt Kuhn. Zudemmüsse
die Messe während einer eher
ruhigen Zeit im Jahr stattfinden,
da die beteiligten Branchen sehr
zyklisch funktionierten. Für die
MCH Group sei die Igeho «äus-
serst wichtig», hält Kuhn fest.

Die Herbstmesse in der Halle
wird um eineWoche gekürzt
Terminkollision mit Fachmesse Igeho Auch der Messebetrieb an der Isteinerstrasse
muss bereits am zweiten Herbstmessesonntag schliessen.

Ein Taucher für die Hallenherbstmesse: Sie findet in diesem Jahr nur verkürzt statt. Archivfoto: Nicole Pont

Eigentlich gab es am Mittwoch-
abend am Beschluss nichts zu
rütteln: DerLiestalerEinwohner-
rat beschloss mit 31 Ja-Stimmen
denQuartierplan «AmOrisbach».
Damit sagte ein deutliches Mehr
Ja zu einemNeubau der Post am
Bahnhof, der als Voraussetzung
betrachtetwird, dass in derAllee
zwischen Bahnhof und Altstadt
ein Stadtpark gebaut werden
kann. Dagegen stimmte wie im
bisherigenVerlauf des Geschäfts
nur Daniel Schwörer (FDP). Eine
Rätin enthielt sich der Stimme.

Damit hätte das Parlament
das Projekt Postneubau durch-
winken können. Hätte – denn
das letzteWort hat das Liestaler
Volk. Zwar entsprechen die 31

Stimmen dem nötigenVierfünf-
telmehr, doch einigten sich die-
selben Mitglieder des Einwoh-
nerrats einstimmig auf ein Be-
hördenreferendum.Die Bau- und
Planungskommission (BPK) be-
antragte es einstimmig.

Ein deutliches Zeichen setzen
Präsident Werner Fischer (FDP)
argumentierte: «Zu so einem
wichtigen Geschäft soll der
Stimmbürger das letzteWort ha-
ben.» Gerade, weil «Am Oris-
bach» und der Stadtpark nur zu-
sammen, «aus einem Guss», re-
alisiert werden könnten. «Es ist
einMeilenstein, undwirwürden
sehr gerne sehen, was der
Stimmbürger dazu sagt.» Der

Stadtrat folgte der BPK ebenfalls
einstimmig.

Stadtrat Daniel Muri (partei-
los)sowiedieFraktionssprecherin
und Fraktionssprecher unter-
stützten das Anliegen des BPK-
Präsidenten. «EureVotenwider-
spiegeln,wie man in diesem Rat
miteinanderumgeht», sagteMuri,
«es hat mit Respekt gegenüber
jenen zu tun, diemöglicherweise
nicht so begeistert sind.» Es solle
jedoch auch ein deutliches Zei-
chen gesetztwerde.Mit einem Ja
zum Quartierplan an der Urne.
«Damit hinterher nicht der Vor-
wurf aufkommen kann,wir hät-
ten etwas durchgewurstelt», so
der Stadtrat, «das ergibt eine
bessere, eine gute Stimmung.»

Der Stadtpark kommt sowieso an
die Urne, auchwenn der Rat mit
31 zu 2 Stimmen für das Projekt
stimmte. Ab einem Betrag von
4 Millionen Franken muss ein
Projekt vors Volk. Für den Park
entstünden Bruttokosten von
knapp 5,7 Millionen Franken.
Netto hätte Liestal 800’000
Franken zu tragen,weil Investo-
ren, Bund und Kanton finanziel-
le Unterstützung böten.

Sorgen tat Hanspeter Meyer
(SVP) kund – wegen der ver-
schwindenden Parkplätze. «Zum
heutigen Zeitpunkt bin ich ge-
gen den Kredit für den Stadtpark.
Längerfristig sehe ich an dieser
Stelle auch einen schönen Park,
nur müssen zuerst Alternativen

für diese Parkplätze zur Verfü-
gung stehen.» Zur Tiefgarage,
die im Zusammenhangmit dem
«Quartierplan Lüdin» gebaut
werden soll und dieAnzahl Park-
plätze insgesamt sogar erhöhen
würde, äusserte Meyer, «was
wir bisher haben, sind reine Ab-
sichtserklärungen».

Das lokale Gewerbe brauche
Parkplätze,weil es sich nicht al-
lein auf Liestaler Kundinnen und
Kunden abstützen könne. Stadt-
rat Daniel Muri dagegen gab sich
überzeugt, dass sowohl die Lies-
taler Bevölkerung als auch deren
Gäste «begeistert sein werden»
über das neue Angebot.

Daniel Aenishänslin

Trotz Mehr im Parlament kommt das Projekt noch vors Volk
Quartierplan «Am Orisbach» Der Liestaler Einwohnerrat ist für Stadtpark und Postneubau, doch die Bevölkerung soll sich äussern dürfen.

Schulhaussanierung «MeinesWis-
sens ist es der höchste Kredit,
den der Riehener Einwohnerrat
je für ein Bauwerk gesprochen
hat», brachte es SP-Einwohner-
rat Heinz Oehen auf den Punkt.
Die Rede ist vom Primarschul-
haus Wasserstelzen, für dessen
Gesamtsanierung der Einwoh-
nerrat rund 33 Millionen Fran-
ken genehmigt hat.

Im 60-jährigen «Wassi» wer-
den haustechnische Anlagen,
Fenster, Flachdachaufbauten und
Sichtbetonfassaden umfassend
erneuert.Alle fünfTrakte des Ge-
bäudes werden erdbebensicher
gemacht, das Schwimmbecken
wird leicht vergrössert und mit
einem Hubboden bestückt. Die
sogenannte Spielhalle im Unter-
geschoss verwandelt sich in eine
vollwertigeTurnhalle.AbHerbst
2023 zieht einTeil derKlassen in
ein Provisorium auf der Hebel-
matte. Die Sanierung erfolgt
etappenweise und soll imAugust
2026 abgeschlossen sein.

Ein Neubauwäre
günstiger gewesen
Gleich drei Kommissionen hat-
ten sich vorab über das Dossier
gebeugt. Die Finanzkommission
(Fiko) hielt fest, ein Neubauwäre
wohl günstiger gekommen.Weil
das Schulhaus auf der Inventar-
liste der schützenswerten Bau-
ten steht, darf es aberweder ab-
gerissen noch äusserlich verän-
dert werden. Sonst gab eswenig
Kritik am Projekt; der 33-Millio-
nen-Kredit wurde einstimmig
verabschiedet.

Auch an der Primarschule
Burgstrasse stehen einige Inves-
titionen an. Die Turnhalle wird

gesamthaft saniert, zusätzlich
wird dieTagesstruktur imUnter-
geschoss des «Burgi» erweitert.
Das alles kostet 3,7 Millionen
Franken. Nachdem die Gemein-
de dafür bereits 1,6Millionen auf
die Seite gelegt hat, verbleiben
Kosten von 2,1 Millionen. Dieses
Geld hat der Einwohnerrat am
Mittwochabend einstimmig be-
willigt.

Ist das K-Netz
in Gefahr?
Das Gemeindeparlament hat
ausserdemÄnderungen zumge-
meindeeigenen Kommunikati-
onsnetz (K-Netz) beschlossen.
Der Ausbau von der veralteten
Kupfer- auf diemoderne Glasfa-
sertechnik soll ermöglicht wer-
den. Um konkurrenzfähig zu
bleiben, entfallen künftig sogar
dieAnschlussgebühren.Minder-
einnahmen sollen durch mehr
Abonnements kompensiertwer-
den, wie Gemeinderat Daniel
Hettich (LDP) erläuterte. Alle
Fraktionenwaren einverstanden.
Mehrere Sprecher erklärten, das
Volk habe zweimal den Verkauf
des K-Netzes abgelehnt: Dem
Volkswillen müsse entsprochen
werden. Jedoch gab es warnen-
de Stimmen.

«Die abnehmende Zahl von
Abonnentenmacht uns Sorgen»,
sagte etwa Peter Mark (SVP).
Auch andere Fraktionen mein-
ten, falls die Abozahlen weiter
zurückgingen, sei das K-Netz
nicht mehr rentabel. Um bei ei-
nem Verkauf einen guten Preis
zu erzielen, sollteweiter ins Netz
investiert werden.

Rolf Zenklusen

Riehen spricht höchsten Kredit, den es
je für ein Bauwerk gesprochen hat

Für die Sanierung des Primarschulhauses Wasserstelzen sind
rund 33 Millionen Franken genehmigt worden. Foto: Dominik Plüss

«Zu so einem
wichtigen
Geschäft soll
der Stimmbürger
das letzteWort
haben.»

Werner Fischer
Präsident der Bau- und
Planungskommission


